
Teichmann, Ulrich

Article  —  Digitized Version

Gewerkschaften in einer anderen Welt

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Teichmann, Ulrich (1963) : Gewerkschaften in einer anderen Welt,
Wirtschaftsdienst, ISSN 0043-6275, Verlag Weltarchiv, Hamburg, Vol. 43, Iss. 8, pp. 332-338

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/133328

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/133328
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


G e w e rk s c h a f te n  in  e in e r  a n d e r e n  W e lt

Dr. Ulrich Teichmann, Bonn

D ie jü n g s ten  S tre ikbew egungen  h a tten  d ie  R ed a k tio n  schon frü h e r  vera n la ß t, e in ige  
B erich te  ih rer A u sländskorresponden ten  ü b er d ie  dortigen  gew erkschaftlichen  B estrebun­
g en  a n zu fo rd e rn  (W irtscha ftsd ienst, M a i 1963). I n  d em  fo lg en d en  B e itra g  ze ichnet der  
V erfasser d en  b isherigen  W eg d er deu tschen  G ew erkschaften  vo n  ih rer Sym biose m it d er  
SP D  über ih re  E m a n z ip a tio n  z u r  „ befestig ten  G ew erkschaft“ b is h in  z u r  G egenw art, d ie  
von  ih r  e in  neues Selbstverständn is fo rdert. A n d ers  s tru k tu r ie rt a ls  ih re  P artn ero rg a n i­
sa tio n en  in  d en  N achbarländern , m üssen  sie a u f  ihre W eise versuchen, sow oh l d e r  Scy lla  
d er  S y n d ika lis ie ru n g  a ls auch d e r  C harybdis e in er  P o litis ie ru n g  oder „ V erstaa tlichung“ 
z u  en tgehen . A u f  w elche W eise sie a ls e in  fu n k tio n s fä h ig e r  F a k to r  e in er fre ihe itlichen  
O rdnung  z u  w irken  verm ögen , ze ig t d e r  A u to r  a m  Sch luß  se iner A u s fü h ru n g en .

Die Gewerksdiaften werden, wie eine Meinungsum­
frage vor einiger Zeit ergeben hat, in W estdeutsch­

land von der M ehrheit ihrer M itglieder als eine nütz- 
lidie und notwendige Einrichtung angesehen, und zwar 
nicht nur als Faktor der Lohn- und Sozialpolitik, son­
dern auch als Faktor der W irtschaftspolitik und der 
Politik schlechthin. Außerhalb der Gewerkschaften 
jedoch — und das heißt zugleich bei der weit über­
wiegenden M ehrheit der Bevölkerung — ist eine 
solche positive Einstellung nicht oft anzutreffen. Im 
Gegenteil: man steht den Gewerkschaften allenfalls 
neutral-skeptisch, oft negativ-feindlich gegenüber. 
Diese Einstellung ist sicher weithin „gemacht", und 
zwar von Gegnern der Gewerkschaften, doch ändert 
das an der Tatsache an sich nichts.

GEWERKSCHAFTEN IM KREUZFEUER DER KRITIK

Daß die „ewigen Lohnforderungen" der Gewerkschaf­
ten, ihre „Lohntreiberei" und gar Streiks ein ökono­
misches Krebsübel seien, daß durch die Gewerkschaf­
ten eine „Lohn-Preis-Spirale" in Bewegung gesetzt, 
dadurch die Stabilität der W ährung gefährdet und 
Inflation und Konjunkturrückgang heraufbeschworen 
würden, ist eine oft gehörte und sicher weithin ge­
glaubte Meinung, überhaup t stellten die Gewerk­
schaften — so w ird gesagt — im heutigen w estdeut­
schen W irtschaftssystem einen Fremdkörper dar, 
seien sie doch geradezu ein Übermonopol in einer 
W ettbewerbswirtschaft. Dabei wird auf das in die 
Hunderte von Millionen gehende Gewerkschaftsver­
mögen hingewiesen, auf ihre Zusammenarbeit mit 
einer Bankengruppe, mit W ohnungsbauunternehmen, 
mit Genossenschaften. Es wird davon gesprochen, 
daß durch die gewerkschaftliche Machtzusammenbal- 
lung, w ie sie im DGB mit seinen 120 000 Betriebs­
räten in allen größeren Betrieben der W irtschaft und 
Verwaltung in Erscheinung trete, die Demokratie 
latent gefährdet sei. Als neuer Beweis demokratischer 
Unzuverlässigkeit der Gewerkschaften gilt die Ab­
lehnung, die ein Notstandsrecht innerhalb der Ge­
werkschaften verbreitet findet. Der Ruf, dem lohn^ 
politischen Unwesen der Gewerkschaften und ihrem 
Machtmißbrauch Einhalt zu gebieten, das Streikrecht

einzuschränken, die Tarifautonomie aufzuheben und 
durch behördliche Schlichtung, also durch staatliche 
Lohnsetzung zu substituieren, w ird immer wieder laut.

Sind nun die Gewerkschaften wirklich politisch so 
gemeingefährlich und ökonomisch so schädlich? Und 
wenn sie es nicht sind, wenn sie nur „blinde Macht" 
sind, wie T. P i r k e r  meinte: ist es nicht vielleicht 
doch ganz gut, daß sie wenigstens für gefährlich und 
schädlich gehalten werden, daß sie in die Defensive, 
ja  in den Schmollwinkel gedrängt sind, daß sie in der 
Bundesrepublik, wenn schon nicht als lohnpolitischer 
Faktor, so doch als wirtschaftspolitischer und poli­
tischer Faktor in den letzten Jahren mehr und mehr 
ausgeschaltet worden sind? Oder w äre es im Gegen­
teil wünschenswert, daß die Gewerkschaften in unse­
rer industriellen Massengesellschaft als fast einzige 
feste M assenorganisation eine entsprechende allge­
mein anerkannte Stellung hätten? W äre es nicht gar 
zwingend notwendig, daß sie stärker in unsere Ge­
sellschaft integriert würden?

Zu diesen Fragen, die durch die neueste politische 
und wirtschaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik 
durchaus an A ktualität gewonnen haben, sollen im 
folgenden einige Fakten und einige Meinungen vor­
getragen werden.

VON DER REVOLUTIONÄREN TRADITION ZUR 
„BEFESTIGTEN GEWERKSCHAFT“

Die Gewerkschaften sind ein Korrelat des Industrialis­
mus. Sie sind durch den Industrialismus geschaffen 
und Exponent der Bevölkerungsgruppe, die jener 
recht eigentlich erst hervorgebracht hat: der „Arbeit­
nehmer" (der „Proletarier", wie man einmal sagte). 
Auf die Arbeitnehmerschaft w irkt sich der Industriali­
sierungsprozeß vor allem aus. Ihr wirtschaftlicher, 
sozialer und politischer Status hat sich durdi den 
Industrialismus am stärksten gewandelt. Das bestimmt 
auch entscheidend die W irklichkeit der Gewerkschaf­
ten: sie w erden von ihren M itgliedern her mit den 
Problemen der Industriegesellschaft — und das heißt 
mit Grundfragen des heutigen Lebens — immer wie­
der unm ittelbar konfrontiert. Sie müssen dazu Stel­

332 1963/VIII



Teiäim ann; G ewerksdiaften in  e iner anderen  W elt

lung nehmen, sid i damit auseinandersetzen. Sie sind 
gezwungen, dynam isdie Kraft zu sein, neuen Ent- 
w idilungen nadizuspüren, neue Fragen aufzugreifen, 
neue Lösungen für w irtsdiaftlidie und soziale Fragen 
zu sudien.

In dieser Situation befanden sidi sdion die ersten 
gew erksdiaftlidien Zusammensdilüsse vor hundert 
Jahren. Gewerksdiaften bildeten sidi damals aus 
jenem  Proletariat, das — aus der agrarisdi-hierar- 
d iisdi-kirdilidien W elt seiner Vorfahren herausge­
rissen — in den entstehenden Industriestädten unter 
sdileditesten  sozialen Bedingungen lebte. Die Ge­
w erksdiaften konnten damals kaum lohnpolitisdie 
A ktiv ität entfalten. Dazu w aren sie viel zu sdiwadi. 
Um so mehr griffen sie allgemein ökonomisdie, ge- 
sellsdiaftlidie, politisdie Fragen auf, und sie waren 
alsbald Spradirohr für eine tiefgehende Kritik und 
eine laute Anklage gegen die herrsdiende Gesell- 
sdiaftsordnung, gegen den „Kapitalismus".

In England und Frankreidi forderten die Gewerk­
sdiaften offen den Umsturz dieser Ordnung. In 
D eutsdiland bestand damals der w iditigste gewerk- 
sdiaftlidie Programmpunkt darin, die politisdie Le­
bensform der Demokratie einzuführen. H ier madite 
sid i allerdings ein starker Einfluß der Sozialdemo- 
kratisd ien  Partei auf die Gewerksdiaften bemerkbar. 
Die SPD w ar in Deutsdiland für die Entwidclung der 
G ew erksdiaften lange Zeit treibende Kraft. Auf ihr 
Programm richteten sich die Gewerkschaften aus. 
überd ies w urden damals Gewerkschaften und SPD 
dadurch zusammengesciimiedet, daß Bismarcks Sozia­
listengesetz die „gemeingefährlicJien Umtriebe" der 
Sozialisten und der Gewerkschafter gleichbehandelte. 
Erst allmählich w urde . die Führungsrolle der SPD 
durch ein gleichberechtigtes Nebeneinander abgelöst, 
M it dem mitgliedermäßigen und finanziellen Erstar­
ken der Gewerkschaften wuchs ihr Einfluß in  der 
SPD. Zudem hinderte das Ersdieinen „nicht-marxi­
stischer", „christlicher" Gewerkschaften die „freien", 
der SPD nahestehenden Gewerkschaften daran, ideo­
logische Extravaganzen der SPD mitzumachen. Ge­
werkschafter w aren es je tzt oft, die den radikalen 
Tendenzen in der SPD entgegentraten, und fortan 
standen die freien Gewerkschaften zumeist „rechts“ 
von der SPD.

Als Faktor der Lohnpolitik konnten sich die Gewerk­
schaften auch im Kaiserreich nach wie vor nur schwer 
durchsetzen. Ihre reditlichen Möglichkeiten waren 
eingeengt, und die anhaltende Zuwanderung eines 
Bevölkerungsüberschusses vom Lande in die Indu­
striestädte hielt das Lohnniveau unter Drude.

Ganz anders w urde die Stellung der Gewerkschaften 
in  der W eim arer Republik. Sie konnten ihre Position 
als Tarifpartner rechtlich und tatsächlich ausbauen. 
Zugleich verwirklichte der Staat in seiner Sozial­
gesetzgebung viele Forderungen der Gewerkschaften. 
Dies blieb auf die innere S truktur der Gewerkschaf­

ten nicht ohne Einfluß. Sie w urden zur „befestigten 
Gewerkschaft" nach dem von B r i e f s  geprägten Be­
griff. Die Verbesserung der Lohn- und A rbeitsbedin­
gungen rückte als Ziel der Gewerkschaftspolitik stark 
in den Vordergrund. Zugleich verlor die kämpferische 
gesellschaftspolitische A ktiv ität der Gewerkschaften 
an Bedeutung. Sie geriet innerhalb der Gewerkschaften 
sogar in ein gewisses Zwielicht. Denn sollte und 
konnte der Umsturz der Gesellschaftsordnung w eiter­
hin gefordert werden, wenn Gewerkschafter selbst in 
Schlüsselstellungen von Staat und W irtschaft ver­
treten waren? Konnte und sollte der Staat und die 
W irtschaft angegriffen werden, in  die ein immer 
größer w erdender Teil der A rbeitnehm er sich nun­
mehr eingebaut fühlte?

In den amerikanischen Gewerkschaften — um dies 
in Parenthese zu sagen — haben ideologische Pro­
bleme bisher keine größere Bedeutung gehabt. Der 
Theoretiker des amerikanischen Gewerkschaftswesens
S. P e r l m a n n  spricht m it einem Blick auf die euro­
päischen Gewerkschaften von „ideologischen Kinder­
krankheiten". Aber es ist wahrscheinlich, daß die 
amerikanischen Gewerkschaften künftig nicht mehr 
bloße „Lohnmaschinen" bleiben können, sondern daß 
sie sich ebenfalls m it gesellschaftlidien Fragen w er­
den auseinandersetzen müssen, wenn auch die Pro­
bleme andere, aber deswegen nicht unbedingt weniger 
schwere als im alten Europa sein werden.

NACH 1945: GEPLANTE AUFGABENTEILUNG 
ZWISCHEN DGB UND INDUSTRIEGEWERKSCHAFTEN

Als sich 1945 die im Jahre 1933 zerschlagenen Ge­
werkschaften neu konstituierten, sahen sie sich so­
gleich wieder vor „ideologische Probleme", vor po­
litische Aufgaben gestellt. In den Jahren  nach 1945 
waren viele Gewerkschaftsfunktionäre politisch Ver­
folgte des Naziregimes, bei den Spitzenfunktionären 
war es mehr als die Hälfte. Nach dem, was sie er­
litten hatten, und angesichts dessen, was aus Deutsch­
land nach 12 Jahren Hitlerherrschaft und Krieg ge­
worden war, schien es erste gewerkschaftliche Auf­
gabe zu sein, gegen die W iederkehr einer solchen 
Entwicklung Vorsorge zu treffen. Durch M itbestim­
mung sollte die Demokratie gesichert werden. Durch 
Sozialisierung, insbesondere der Grundindustrie, sollte 
das W iedererstehen einer Kriegsindustrie verhindert 
werden. Nicht nur in der W irtschaft selbst wollten 
die Gewerkschaften mitbestimmen, sondern auch in 
der W irtschaftsverwaltung.

Demgegenüber spielten Lohnforderungen zunächst 
eine untergeordnete Rolle. Die Gewerkschaften mein­
ten sich an den Lohnstop halten zu müssen, der übri­
gens von ihrem ärgsten Gegner, dem nationalsozia­
listischen Regime, eingeführt und von den Besatzungs­
mächten im Zuge ihrer anfangs höchst widersprüch­
lichen Politik übernommen worden war. Noch bei 
dem eintägigen Streik vom 12. 11. 1948, der sich 
als Protest gegen Preissteigerungen nach der W äh­
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rungsreform richtete und anläßlich dessen die Ge­
werkschaften einen langen Katalog von Forderungen 
und Beschwerden der Bundesregierung gegenüber 
vorbrachten, ist von Lohnforderungen keine Rede.

Den damaligen vornehmlich politischen, mindestens 
wirtschaftspolitischen Zielsetzungen gewerkschaftlicher 
A ktivität entsprechend, schnitt Hans B ö c k 1 e r  , 
der erste hervorragende Gewerkschaftsführer nach 
1945, die Konstruktion des DGB zu. Die W irtschafts­
politik sollte beim DGB liegen, als dem Verband 
der einzelnen Fachgewerkschaften. Bei letzteren, den 
„Industriegewerkschaften", sollte die Verantwortung 
für die Lohnpolitik liegen, deren Aktionsraum  zu­
nächst sehr beengt schien.

D i e  E n t w i c k l a n g  v e r l ä u f t  a n d e r s

Die Organisationsform, die die westdeutschen Ge­
werkschaften nach 1945 gefunden hatten, erwies sich 
als sehr brauchbar für die Aufgabenstellung, der sich 
die Gewerkschaften bald gegenübersahen: nämlich 
aktive Lohnpolitik zu treiben. Sie war dagegen kaum 
brauchbar für die Aufgabenstellung, für die B ö c k  1 e r 
sie vorgesehen hatte: nämlich aktive W irtschafts­
politik zu treiben. Ein überaus starkes föderalistisches 
Element in der Verfassung des DGB, das darin zum 
Ausdruck kommt, daß die Vorsitzenden der autonomen 
16 Industriegewerkschaften, zusammen mit dem „ge­
schäftsführenden" Bundesvorstand, den Bundesvor­
stand des DGB bilden, ließ einerseits für eine be­
wegliche und differenzierte Lohnpolitik der Einzel­
gewerkschaften viel Raum, engte andererseits aber 
eine wirtschaftspolitische A ktivität des geschäftsfüh­
renden Bundesvorstandes stark  ein. An ihre Stelle 
traten mehr und mehr praktisch bedeutungslose, pro­
grammatische Grundsatzerklärungen. Aber nicht nur 
von innen her w ar die wirtschaftspolitische A ktivität 
des DGB begrenzt,- es wurde vielmehr die Ausschal­
tung des DGB aus der W irtschaftspolitik und der 
Politik überhaupt sehr stark von außen her betrieben. 
Dies fand sichtbaren Ausdruck z. B. im Betriebsver­
fassungsgesetz von 1952, das die Gewerkschaften auf 
das Gebiet der Lohnpolitik verwies, in der Einengung 
der Mitbestimmung und vielem anderen mehr.

Die Gewerkschaften konnten ihrer organisatorischen 
Leistung, die darin bestand, daß nach 1945 in kurzer 
Zeit ein bedeutender Gewerkschaftsapparat wieder 
aufgebaut war, kaum recht froh werden. Ihre w irt­
schaftspolitischen Ideen fanden wenig Resonanz, 
ihren wirtschaftspolitischen Forderungen stellte sich 
bald zunehmender W iderstand entgegen. Die Gewerk­
schaften, die sich mit als Träger und Verantwortliche 
der neuen westdeutschen Demokratie gefühlt hatten, 
verloren die Fühlung mit der neuen Gesellschaft und 
dem neuen Staat. Es setzte ein Prozeß der Entfremdung 
ein, auf dessen Höhepunkt, etwa gegen M itte der 
1950er Jahre, die Gewerkschaften abseits, in Opposi­
tion und Feindschaft zur W irklichkeit des neuen 
Staates standen.

Auf wirtschaftspolitischem Gebiet war die Entwick­
lung nach der W ährungsreform den Gewerkschaften 
ganz weggelaufen. Von Planwirtschaft wollte bald nie­
mand mehr etwas wissen. Behördliche Reglemen­
tierung der W irtschaft wurde — allseits freudig 
begrüßt — mehr und mehr eingeschränkt. Professor 
E r h a r d  mit seiner Konzeption der unternehmeri­
schen W irtschaft stahl den Gewerkschaften die Show 
vollständig. Von Sozialisierung wurde bald auch bei 
den Gewerkschaften kaum noch gesprochen.

NEUE GESELLSCHAFT UND GEWERKSCHAFTEN

Nun wird wohl niemand behaupten wollen, daß in 
der Bundesrepublik mit dem W irtschaftswunder alle 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Fragen glück­
lich gelöst seien, insonderheit diejenigen aus dem 
Bereich, wo Politik und W irtschaft sich berühren und 
in dem vieles aus der Vergangenheit noch zu be­
w ältigen blieb. Zudem brachte die wirtschaftliche 
Expansion neue wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Probleme hervor. So weltfremd, wie es mancher glau­
ben machen wollte, w ar die gewerkschaftliche Kon­
zeption vielleicht gar nicht. Sie hatte schon an den 
richtigen Punkten angesetzt, es fehlte ihr nur der 
moderne Zuschnitt, die Befreiung von altmodischem 
Beiwerk und abgenutzten Schlagworten, die Ausrich­
tung auf die W irklichkeit und nicht auf die Theorien 
von gestern und vorgestern.

Aber zu neuen Formulierungen fanden die Gewerk­
schaften zunächst kaum. Das lag zum Teil daran, daß 
der hierfür zuständige DGB an Einfluß und Geltung 
stark  verloren hatte. Die W issenschaft und die 
Intellektuellen, die wohl hätten weiterhelfen können, 
w urden dem DGB kaum  zum Gesprächspartner, über 
Ansätze, wie sie sich z. B. in den Europäischen Ge­
sprächen der Ruhrfestspiele zeigten, kam man nicht 
hinaus. Die Gewerkschaftstheorie — den Gewerk­
schaftsführern schon immer ein Greuel — blieb wei­
terhin sträflich vernachlässigt. Radikalismus, Kon­
formismus oder bloße Konfusion breiteten sich aus. 
Aus der bedrückenden Situation flüchteten viele Ge­
werkschafter in die psychologisch naheliegende Reak­
tion erbitterter, wenn m itunter auch fast donquicho- 
tisch anm utender Gegnerschaft gegen Professor E r - 
h a r d als den Exponenten der westdeutschen Nach­
kriegswirtschaft. Der fast tragikomische Akzent fehlte 
dabei insofern nicht, als das „Wirtschaftswunder" 
wesentlich der jahrelangen Lohndisziplin der Arbeit­
nehm er und ihrer Gewerkschaften zu verdanken war. 
W egen der zurückgebliebenen westdeutschen Löhne 
konnte in einem sehr großen Maße (durch Selbst­
finanzierung) investiert werden — womit die Basis 
für weiteres W irtschaftswachstum gegeben war — und 
konnte fernerhin der westdeutsche Export, der die 
Konjunktur nachhaltig anfachte, auf dem W eltm arkt 
so stark Fuß fassen.
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V e r ä n d e r t e s  V e r h ä l t n i s  z w i s c h e n  
G e  w  e r k  s c h a f t 8 f & h  r u  n  g u n d  M i t g l i e d e r n

Daß die G ew erksdiaften n id it zu einer ideologisdien 
Entrümpelung kamen, darf allerdings durdiaus nidit 
einseitig der Gewerksdiaftsführung angelastet werden. 
Die G ew erksdiaften als durdi und durdi dem okra­
tisd ie Institution empfangen ihre Impulse von der 
M itgliedersdiaft her. Soldie Impulse blieben nad i 
1945 w eitgehend aus. Der sozialen Utopie, die zu 
Lassalles, zu M arx' und Engels und zu Bebels Zeit die 
A rbeitersdiaft nodi gefesselt und m itgerissen hatte, 
stand die Arbeitnehm ersdiaft je tzt mit Zurüddialtung 
und Skepsis gegenüber. Das hatte seinen Grund z. T. 
darin, daß der A rbeiter sidi durdi die Nationalsozia- 
listisd ie D eutsdie „Arbeiter"-partei getäusdit und miß- 
b raud it fühlte, nodi mehr aber darin, daß er sah, zu 
w eidien „Errungensdiaften" die alten  sozialen Utopien 
im „Arbeiter- und Bauernstaat" Ulbridits verunstaltet 
wurden. So fand sidi Resignation bei vielen älteren 
G ew erksdiaftem  und M ißtrauen, D istanzierung und 
Indifferenz bei einem großen Teil der jüngeren 
Arbeitnehm ersdiaft. B e d n a r i k  hat die grund­
legende V eränderung in den Denk- und V erhaltens­
weisen der A rbeitersdiaft besdirieben. Praktizierender 
Existenzialismus und prim itiver Egoismus traten  oft 
an die Stelle von Klassenbewußtsein und Solidarität, 
die früher der G ewerksdiaft Zusammenhalt und An­
trieb gegeben hatten.

Hinzu kommt, daß die A rbeitnehm ersdiaft ansdiei- 
nend um so sdiw erer gew erksdiaftlidi organisierbar 
wird, je  w eiter die Industrialisierung fortsdireitet, da­
mit die Bedeutung der M assenindustrien abnimmt 
und die tertiäre Dienstleistungsproduktion an Be­
deutung gewinnt. Letztere — wie oft audi der Tätig- 
keitsbereid i der A ngestellten — ist vielfadi durdi 
Einzelarbeitsplätze und Individualität gekennzeidinet. 
A udi die Zunahme der Frauenarbeit engt die ge- 
w erksdiaftlidie Organisationsm öglidikeit offenbar ein. 
V iele Frauen sind nur vorübergehend als A rbeit­
nehm er tätig  und deshalb für die gewerksdiaftlidie 
O rganisation kaum  zu interessieren. V ielen anderen 
sdiein t ihre Arbeitnehm ereigensdiaft nur bedingt be­
wußt zu werden, sie fühlen sidi audi als A rbeitneh­
mer unbedingt prim är als Frau.

W enn man von Sdiw ierigkeiten spridit, denen sidi 
die G ewerksdiaften in der heutigen Industriegesell­
sd iaft gegenübersehen, so sind audi soldie lohnpoliti- 
sd ier A rt zu nennen. Einmal ist heute die Bereit­
sdiaft zum Arbeitskampf bei den Arbeitnehmern 
geringer als früher. Ein beaditlid ier Teil der. A rbeit­
nehm er hat den Status von D auerbesdiäftigten (eines 
Betriebes). Dieser Status w ird verständlidierw eise 
n id it gern aufs Spiel gesetzt. Es ist zwar n id it so, daß 
die Gewerksdiaftsführung zu Lohnforderung und 
Lohnkampf treiben muß: Stimmung dafür ist bei der 
A rbeitnehm ersdiaft fast immer da. Aber die Gewerk­
sdiaftsführung muß zwisdien dem ihr immer wieder 
vorgetragenen W unsdi nadi höherem Lohn und der 
geringen Bereitsdiaft, für soldie Forderungen in letz­

ter Konsequenz im Lohnkampf einzustehen, lavieren. 
Sie muß ebenso lavieren zwisdien der günstigen 
Möglidikeit, für wenige große, leistungsstarke Unter­
nehmen (aber damit in der Regel audi nur für relativ 
wenige Arbeitnehmer) Betriebstarifverträge abzu- 
sdiließen, und der anderen m it viel m ehr Sdiwierig­
keiten und Risiko verbundenen Möglidikeit, für eine 
ganze Brandie das Lohnniveau allgemeinverbindlidi 
zu heben, wobei in der Regel die übertariflidien 
Löhne der leistungsstarken Firmen n id it erreid it 
werden. Im einen wie im anderen Fall wird sie einen 
Teil der A rbeitnehm er enttäusdien. Diese und andere 
lohnpolitisdie Sdiw ierigkeiten sind heute — m it fort- 
gesdirittener Industrialisierung — w eit profilierter 
hervorgetreten, als das früher, zur Zeit des lohnmäßig 
weniger differenzierten „Proletariats“, der Fall war.

E i n g e e n g t e r  s o z i a l e r  
u n d  w  i r t s c h a 1 1 s  p o 1 1 1 1 s c h e  r A k t i o n s r a u m

Eingeengt ist für die Gewerksdiaften audi das Feld 
sozialpolitisdier Aktivität. Uber die sozialpolitisdien 
Forderungen, wie sie der DGB formuliert hat, be­
stehen heute grundsätzlidi kaum ernstere Meinungs- 
versdiiedenheiten. Untersdiiedliche Auffassungen be­
stehen hinsiditlidi tedinisdier M odalitäten und des 
Tempos, wie V erbesserungen verw irklid it werden soll­
ten. Aus wahlpolitisdien Rüdcsiditen und auf Grund 
des Einflusses des Arbeitnehmerflügels der CDU/ 
CSU sind audi von den sonst wohl n id it sonderlidi 
gewerksdiaftsfreundlidien Bundesregierungen nadi 
1949 sozialpolitisdie Verbesserungen durdigeführt 
worden, die weithin den Forderungen des DGB ent- 
spradien. H ier m adit sidi bemerkbar, daß der Arbeit­
nehmer als W ähler inzwisdien zu einer Sdilüssel- 
figur geworden ist. Daß bei der bürgerlidi-mittel- 
ständisdi-bäuerlidien Sdiidit eine w esentlidie Fluk­
tuation zwisdien den großen Parteien stattfindet, ist 
— w enngleidi es behauptet w ird — nid it wahr- 
sdieinlidi. Dodi zeigen die W ahlergebnisse in  Indu­
striegemeinden, daß offenbar n id it unwesentlidie 
Teile der A rbeitnehm ersdiaft von der W ahlmöglidi- 
keit Gebraudi madien, also ta tsäd ilid i wählen und 
sidi n id it w eltansdiaulidi von vornherein festlegen 
lassen.

Sdiließlidi ist audi der w irtsdiaftspolitisdie Aktions­
raum für die Gewerksdiaften eingeengt. Im Gegen­
satz zu früher besteht allenthalben starke Skepsis 
gegenüber w irtsdiaftspolitisdien Reformen, die letzt- 
lidi einen neuen, besseren M ensdien zur Voraus­
setzung haben. W enn man aber sdion m it einem we­
nig idealen M ensdien redinen muß, dann wird 
gegen Trägheit, Sdilendrian und Denkfaulheit nodi 
immer am besten das Interesse am eigenen Geld­
beutel mobilisiert. „Soviel Freiheit w ie möglidi“ ist 
daher zum allenthalben fast unum strittenen w irt­
sdiaftspolitisdien Grundsatz geworden. W irtsdiafts­
politik ist — oder sollte danadi sein — eine ver­
nünftige Tedinik der kleinsten M ittel für optimale 
ökonomisdie W irkungen. Zur w irtsdiaftspolitisdien 
Ernüditerung und Desillusionierung hat sdiließlidi
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auch die Erkenntnis geführt, daß der w irtsdiaftlidie 
Ablauf, viel mehr als er durdi eine geniale w irt­
sdiaftspolitisdie Konzeption oder durch w irtsdiafts- 
politisdie Torheiten und Unterlassungen beeinflußt 
werden kann, von den großen ökonomisdien Gezeiten 
abhängig ist, die entsdieidend von den langen W ellen 
der Bevölkerungsentwidclung bestimmt werden. Gegen 
manche wirtschaftliche Trends — so wie sie bei uns 
beispielsweise hinsiditlidi der Kohle und in der Land­
w irtsdiaft siditbar werden — ist offenbar kein wirt- 
sdiaftspolitisdies Kraut gewachsen. Die W irtsdiafts­
politik kann hier außer mit Pflästerdien — oder mit 
Demagogie — nidit helfen. Insgesamt stellte sidi her­
aus, daß die westdeutschen Gewerksdiaften, nidit 
anders als ihre europäisdien Sdiwesterorganisationen, 
nadi dem zweiten W eltkriege in einer ganz anderen 
W elt standen als derjenigen, in der sie groß ge­
worden w aren und sidi auszukennen gelernt hatten.

DER STREIK
ALS GEWERKSCHAFTSPOLITISCHES KAMPFMITTEL

Ihrer Entstehung nadi sind G ewerksdiaften n id it nur 
ein K orrelat des Industrialismus, sondern zugleidi 
oder sogar m ehr nodi ein Korrelat des Kapitalismus. 
Man mag sidi streiten, was mit diesem sdiillernden 
und ressentim ent-geladenen Begriff um sdirieben sein 
soll. Jedenfalls besteht der Kapitalismus in seiner 
früheren Form heute n id it mehr, und in mehr als 
einer hödist praktisdien Konsequenz wird das für 
die Gewerksdiaften deutlidi; zunädist einmal in Hin­
sidit aut ihren lohnpolitisdien Aktionsraum. Nadi 
dem kürzlidien M etallarbeiterstreik in W ürttemberg- 
Baden, der in der Bundesrepublik seit Jahren  wieder 
der erste umfangreidiere Streik war, ist m ehrfadi die 
Frage gestellt worden, ob überhaupt Streiks heute 
nodi als angemessenes lohnpolitisdies M ittel ange­
sehen w erden können, ob die heutige W irtsdiaft, die 
heutige Gesellsdiaft den Streik nodi verträgt, ob er 
zulässig sein kann.

Der Außenstehende mag meinen, daß dies mindestens 
bei den Gewerksdiaftsführungen nicht bezweifelt wird. 
Tatsädilidi stellt sidi diese Frage aber audi oder viel­
mehr gerade für die Gewerksdiaftsführungen. Hierbei 
spielen allerdings nationale Besonderheiten eine 
Rolle. Die Frage des Streiks stellt sich zum Beispiel 
anders in Frankreich mit seinen vielen nebeneinander 
und audi gegeneinanderstehenden Gewerksdiaften 
und in einem Lande, in dem dem Redit des einzelnen 
— und des Zusammenschlusses von einzelnen — un­
bedingter Vorrang eingeräum t wird. In Frankreidi 
werden einsdineidende Unterbrechungen im gewohn­
ten äußeren Lebensablauf durch Streiks als Preis der 
Freiheit hingenommen. Lange andauernde und größere 
W irtsdiaftsgebiete berührende Streiks w ären hier 
gegen den ansdiwellenden Ruf nach Polizei und 
Staatsanwalt verm utlidi nicht durdizuhalten.

Aber der Streik ist heute n id it nur aus emotionalen 
Gründen ein Politikum, sondern wesentlidi aus sadi- 
lidi-m ateriellen; Die betrieblidie Spezialisierung, die

für den Industrialismus typisdi ist, hat eine — dia­
lektische — Entsprediung in einer starken Abhängig­
keit der Industriebetriebe voneinander. Die moderne 
Industriew irtsdiaft ist — sit venia verbo — ein Kol­
lektiv hödisten Grades. Das „alle Räder stehen still, 
wenn dein starker Arm es will", ist heute verhältnis­
mäßig leicht erreichbar. Von bestimmten Stellen her 
kann man fast die gesamte W irtsdiaft anhalten, 
woraus in England eine spezielle Streikstrategie ent­
wickelt wurde. Aber deren unverhältnism äßige Aus­
wirkungen und die überaus negative Reaktion der 
öffentlichen M einung darauf, machten die Anwendung 
dieser Strategie fast unmöglidi. W eldie über die 
nationalen Grenzen hinausgehenden Fernwirkungen 
ein Streik haben kann, lehrte kürzlich der US-ameri­
kanische Hafenarbeiterstreik.

SIND DIE GEWERKSCHAFTEN ÜBERHOLT?

So ergibt sidi das Paradoxon, daß mit fortgesdiritte- 
ner Industrialisierung neue Möglichkeiten für eine 
hödist wirksame Streiktaktik entstanden sind, daß 
aber zugleidi der Streik als gewerksdiaftliches Kampf­
mittel weniger als früher anwendbar geworden ist. 
Das ist für die Gewerkschaften natürlich von größter 
Bedeutung. Denn der Arbeitskampf, der Streik, ist ein 
essentieller Teil des freien Gewerkschaftswesens. Ohne 
Streikrecht und Streikmöglidikeit ist eine echte Ge­
werkschaft kaum denkbar. Aus diesen Überlegungen 
leitet sich die mindestens theoretisdi bereditigte 
Frage ab, ob Gewerksdiaften noch Sinn und Bedeu­
tung in unserer heutigen W irtsdiaft, d. h. in der hodi- 
industrialisierten, arbeitsteiligen, kollektiven W irt­
schaft, haben können und in einem Staat, wo der Ar­
beitnehm er n id it mehr wie im kapitalistischen Staat 
draußen vor der Tür steht, sondern in den er als 
Bürger und W irtsdiaftsbürger integriert ist.

Ehe diese Frage beantw ortet wird, soll sie von einer 
anderen Seite beleuchtet werden, und zwar am Ex­
empel der Gewerkschaften, die nur „Gliederungen 
der Partei" oder als Selbstverwaltungskörpersdiaft ge­
tarnte Staatsorganisation oder gar unm ittelbarer Teil 
der Exekutive sind. Sie handeln nicht mit einem Part­
ner V erträge über Lohn- und Arbeitsbedingungen aus, 
sondern sie nehmen diesbezüglidie Anordnungen ent­
gegen. Sie sind M ittel zur überbetrieblidien „Erfas­
sung" und Verwaltung der Arbeitnehmer. Sie sind 
mithin keine Gewerksdiaften, wenn man nidit diesem 
Begriff, wie es die Fasdiisten und Kommunisten hier 
und anderswo häufig machen, einen ihm wesensfrem­
den, ja  sinnwidrigen Inhalt untersdiieben will.

Aber w ir sollten nidit übersehen, wie nahe die Gefahr 
einer Verwaltungsgewerkschaft auch für uns ist. Die 
gewerkschaftlidie Gretdienfrage ist in anderen Län­
dern schon oft gestellt und sehr versdiieden, mitunter 
redit bedenklidi beantw ortet werden. Gewerksdiaf­
ten als ein Regierungsinstrument, mit dem den Arbeit­
nehm ern ihre Lohnforderungen ausgeredet oder Lohn­
bewegungen blockiert werden, sind ein W idersprudi 
in sich. Nicht weniger fragwürdig ersdieint es, wenn
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Gewerkschaften mit staatlichen Aufgaben betraut 
werden, wohin es außerhalb W estdeutschlands nicht 
eben selten gekommen ist. Der Gefahr der „Verstaat­
lichung" der Gewerkschaften steht als Gegenstück die 
der Syndikalisierung gegenüber: die — übrigens auch 
durch M itbestimmung viru lent werdende — Gefahr, 
daß von den Betrieben her sich die Gewerkschaften 
mit den Unternehmern arrangieren und sich eine Ent­
wicklung zum Industriefeudalism us oder Ständestaat 
anbahnt.

FREIE GEWERKSCHAFTEN 
ALS FUNKTIONSFÄHIGER DEMOKRATISCHER FAKTOR

Die Frage nach der Stellung der Gewerkschaften stellt 
sich vor allem und zunächst für die Gewerkschaften 
selbst: sollen sie sich aus — übrigens völlig mißver­
standener — Loyalität hin ter „ihre" Regierung stel­
len? Sollen sie sich in  „Partnerschaft“ m it den Unter­
nehm ern um einer „Gemeinsamkeit" oder einer „Ver­
sachlichung" willen neutralisieren? Oder sollen sie 
energisch danach streben, staatsfrei und unabhängig 
zu bleiben?

Erinnerungen an die W eim arer Zeit mit ihren auch 
von h ier ausfließenden bösen Folgen sollten allen Be­
teiligten gegenwärtig bleiben. W enn überhaupt Ge­
werkschaften notwendig sind, und daran kann kein 
Zweifel bestehen, dann besteht nur Bedarf an freien 
Gewerkschaften. Die in  einer Demokratie notwendige 
und für alle Beteiligten höchst dienliche Trennung 
von Kirche und Staat sowie Kirchen und Parteien muß 
auf dem Sektor der Gewerkschaften die Entsprechung 
einer Trennung von Gewerkschaften und Staat und 
Parteien sowie von Gewerkschaften und Betrieben 
und A rbeitgebern haben. Durch die Einheitsgewerk­
schaft ist bei uns, was Partei und Staat angeht, be­
reits der entscheidende formale Schritt auf Gewerk­
schaftsseite getan. Die Gefahr der „Arbeitsgemein­
schaft" zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, 
w ie sie Anfang der 1920er Jahre kurze Zeit bestand, 
scheint gegenwärtig nicht aktuell zu sein, übrigens 
endete die damalige „Arbeitsgemeinsdiaft" mit einem 
Fiasko.

N ur wenn sie nicht Satelliten des Staates oder einer 
politischen Partei oder gar der Unternehmer, sondern 
unabhängig und frei sind, können die Gewerkschaf­
ten eine „countervailing power" im Sinne G a l ­
b r a i t h '  und m ithin ein funktionsfähiger dem okra­
tischer Faktor sein. Allein der unabhängigen Gewerk­
schaft kann zudem das Sonderrecht des politischen 
Streiks eingeräum t sein, mit dem sie die dem okrati­
sche Grundordnung verteidigt. Gerade hier liegt eine 
wichtige Aufgabe für die Gewerkschaften, denn wie 
leicht — wenn die „countervailing power" der Ge­
werkschaften fehlt — die Demokratie über politische 
Parteien und Parlam ente abgeschafft werden kann, 
w issen w ir in Deutschland nur zu gut.

lOHNPOLITISCHE AUFGABEN: REGULATIV AN DER SCHEIDE 
VON INVESTITION UND KONSUMTION

Gewerkschaften erscheinen notwendig als Motor, um 
die Lohn- und Arbeitsbedingungen im Sinne einer 
steten Verbesserung in Bewegung zu halten. Die Ge­
werkschaften haben in der Vergangenheit diese Funk­
tion erfüllt. W as sie bei uns auf lohnpolitischem Ge­
biet im letzten Jahrzehnt geleistet haben, kann als 
vorbildlich bezeichnet werden. Allerdings wird im Ge­
genteil und völlig unberechtigt die lauteste Anklage 
gegen die Gewerkschaften gerade wegen ihrer Lohn­
politik erhoben. Aber es ist ein Anzeichen — neben 
anderen — für den Tiefstand unserer M einungsbil­
dung, daß ein so unsachliches Argument solche Publi­
zität findet.

Die moderne, hochindustrialisierte W irtschaft m it ihrer 
starken Kapitalbildungsfähigkeit einerseits und ihrem 
enormen Güterausstoß andererseits bedarf eines Re­
gulativs an der Scheide von Investition und Kon­
sumtion. W eil das Lohn- und Tarifwesen in der In­
dustriewirtschaft m it zu der „verwalteten W eit" un­
serer Tage gehört, sind die Löhne an sich ziemlich 
unbeweglich geworden. Ein kräftiger und energischer 
Anstoß ist immer wieder erforderlich, um die Lohn- 
und Arbeitsbedingungen dem Produktivitätsfortschritt 
anzupassen. Geschieht das nicht, bleiben die Löhne 
zurück, so wird sofort die Investition zu groß, und 
was zum 'Thema Uberkapazitäten zu sagen ist, hat 
E. S c h m a l e n b a c h  aus seiner Lebenserfahrung 
heraus in einer zu wenig beachteten oder gar totge­
schwiegenen Schrift „Der freien W irtschaft zum Ge­
dächtnis“ gesagt. Es gibt wohl kaum etwas ökono­
misch Törichteres, als Lohnerhöhungen und A rbeits­
zeitverkürzungen fortwährend als nationales Unglück 
hinzustellen. Seit Jahrzehnten werden in den westli- 
lichen Industrieländern die Löhne erhöht und die A r­
beitszeit verkürzt, und in unm ittelbarer W echselwir­
kung dazu steht der Prozeß der fortwährenden Ratio­
nalisierung und Technisierung, der erst unseren ge­
sellschaftlichen Reichtum geschaffen hat.

W enn aktive gewerkschaftliche Lohnpolitik w ün­
schenswert und notwendig ist und andererseits die 
Möglichkeiten des Streiks eingeengt sind, so kommt 
es darauf an, sich M ethoden der Tarifverhandlung 
einfallen zu lassen, die beides berücksichtigen und 
doch die Autonomie der Tarifpartner wahren. Daß 
Zwangsschlichtung oder gar behördliche Lohnsetzung 
keinen Ausweg bedeuten, steht wohl außer Frage. 
W ohin Lohnpolitik führen kann, wenn man V erw al­
tungen und Parlam ente einschaltet, zeigen die be- 
stürzenden Schauspiele, die sich hinsichtlich der Löhne 
im öffentlichen Dienst und der Beamtengehälter je ­
weils vor W ahlen in den Kabinetten und Parlamen­
ten abspielen. W enn man das sieht, muß man dank­
bar sein, daß es noch freie Gewerkschaften gibt, die 
sich mit ihren Gegnern, den Arbeitgebern, um Pfennige 
herumschlagen müssen. Aus dem, was die einen schließ­
lich konzedieren und die anderen schließlich anneh­
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men, scheint — das ist eine riidit wegzuleugnende Er­
fahrung — ä la longue just das herauszukommen, was 
uns und unserer W irtschaft gut tut.

MITBESTIMMUNG UND EIGENTUMSPOLITIK

Es gehört zu den politisdien Perversionen, von denen 
wir geplagt werden, daß alle W elt „Eigentunispolitik" 
treiben will in einer Zeit, da das Eigentum aus den 
Gesetzmäßigkeiten des Industrialismus seine frühere 
Bedeutung (im Sinne von unbesdiränktem  Verfügen 
über Produktionsmittel) fast ganz verloren hat. „Wir 
braudien das Eigentum n id it abzusdiaffen, die Ent­
w idilung der Industrie . . .  sdiafft es täglidi ab" mein­
te bekanntlidi Karl M a r x ,  ein Denker, dessen 
(statt anderer) sidi zu sdiämen, bei uns heute Mode 
ist. Das „Eigentum", das in einer Aktie besteht, de­
ren Stimmredit eine Großbank (zumeist audi nodi im 
Sinne des Managements) vertritt, ist in W irklidikeit 
kein Eigentum, sondern beinhaltet lediglidi einen 
Zins- oder Rentenansprudi.

Die Frage ist nidit, was das M anagement tedinisdi- 
betrieblidi tut. H ier verhindert der M arkt alle Eska­
paden und w eist zwingend auf den sdim alen Pfad zu 
Produktivität und Rentabilität. Die Frage ist jedodi, 
was das M anagement mit der M adit tut, die ihm (und 
n id it den Kapitaleignern) aus seiner Stellung erwädist. 
Durdi Mitbestimmung können hier die Gewerksdiaften 
eine widitige, wenn vielleidit audi zeitweise sadilidi 
unergiebig ersdieinende soziale Funktion ausüben. 
Diese Funktion kann gerade ihnen anvertraut werden, 
weil die Gefahr, daß sie hierbei gleidigültig sind, 
bürokratisdi gehemmt bleiben oder wirkungslos tak­
tieren, gering ist. Denn sie sind in dieser Sadie als 
A rbeitnehm ervertretung ed it engagiert.

Auf Mitbestimmung laufen, wenn man es riditig 
sieht, letztlidi die alten und neuen gew erksdiaftlidien 
Bestrebungen nadi „Sozialisierung", „Verstaatlidiung" 
oder „Überführung in Gemeineigentum“ hinaus. 
N ur wo diese auf Mitbestimmung zielen, können sie 
im Rahmen einer dem okratisdi-freiheitlidien Grund­
ordnung zur W irkung kommend W o sie nur reditlidi 
Eigentumsformen ändern wollen, müssen sie praktisdi 
so wirkungslos bleiben wie ihr Gegenstüdc: die Poli­
tik  der „Eigentumsstreuung". Daß das immer nodi 
nidit ganz begriffen worden ist, zeigt in einigen Pas­
sagen der Entwurf des neuen Grundsatzprogrammes 
des DGB, das im November dieses Jahres auf einem 
außerordentlidien Gewerksdiaftskongreß diskutiert 
werden soll.

BILDUNGSAUPGABE IN DER MODERNEN ARBEITSWELT

Die Gewerksdiaften haben in unserer Gesellsdiaft 
last not least eine w iditige Bildungsaufgabe. Seit 
Jahren  sdion sind sie — wenig beadite t — auf dem 
Gebiet der Erwadisenenbildung tätig. Diese Arbeit 
verdient weiteren Ausbau und größere Unterstützung.

Die moderne A rbeitswelt — darüber kann kein Zwei­
fel bestehen — ist geeignet, den M ensdien durdi Ein­

tönigkeit und Geistlosigkeit abzustumpfen und 
sdiließlidi zu verknediten. Dieser Tendenz kommt die 
moderne Freizeitwelt geradenwegs entgegen. Mit 
ihrer wie industriell gem aditen und abgesetzten, ja 
aufgedrängten Produktion sdialtet sie Verstand und 
Eigenwillen aus. Eigeninitiative und geistige Selb­
ständigkeit können wohl kaum anders als dadurdi 
w ieder gestärkt werden, daß der M ensdi aus der 
Masse herausgelöst und zunädist in die Gruppe ge­
führt wird. H ier können die Gewerksdiaften aus 
zweierlei gleidi w esentlidien Gründen tätig werden. 
Einmal haben sie breiten Kontakt mit dem Teil der 
Bevölkerung, dessen Lebensprobleme eben die typi- 
sdien Probleme der gegenwärtigen Gesellsdiaft sind. 
Zweitens können die Gewerksdiaften einen Bildungs­
auftrag aus ihrer G esdiidite ableiten.

Sie haben den Gedanken der Freiheit in die Masse 
der Bevölkerung getragen, und sie haben sidi für den 
Rationalismus als geistiges Prinzip eingesetzt. Daß 
das n id it wenig ist, wird deutlidi, wenn man sidi ver­
gegenwärtigt, wie wenig volkstüm lidi und wie immer 
bedroht bei uns die Freiheit ist. Und was den Ratio­
nalismus angeht, so muß man sidi vor Augen halten, 
in w eldi ersdiredcendem Maße er gerade im politi­
sdien Bereidi im letzten Jahrzehnt wieder versdiüt- 
te t worden ist. Unsere kulturelle und politisdie Frei­
heit bedarf breiter, bewußter, rationeller Fundamen­
tierung in der Masse der Bevölkerung. Unsere ge- 
sellsdiaftlidien Probleme dürfen n id it in den Bereidi 
der W ünsdie und Gefühle gedrängt werden, sie müs­
sen sadilidi ausdiskutiert werden.

RAUM Fü r  GEWERKSCHAFTEN

Man muß sidi fragen, woher so viele ihr ungetrübtes 
V ertrauen in unsere gesellsdiaftlidie und politisdie 
Zukunft nehmen, da V ergangenheit und Gegenwart 
gleidi wenig bew ältigt ersdielnen. Und man muß 
sidi angesidits vieler drohender Sdiatten fragen, wo­
her zugleidi so viele die Sidierheit zu der Meinung 
nehmen, daß es gut sei, die Gewerksdiaften weitest- 
möglidi auszusdialten und mit Gegenpropaganda zu 
überziehen.

Es dürfte für unsere Gesellsdiaft nidit nur ein Gebot 
de/ Klugheit, sondern fast der Selbsterhaltung sein, 
die Gewerksdiaften aus dem Zangengriff zu befreien, 
in dem sie hierzulande von der öffentlidien Meinung 
nidit erst seit heute und gestern gehalten werden, 
sondern so lange sie bestehen. Das Eigenartige an 
der Situation ist, daß den Gewerksdiaften ihr Le­
bensraum freigegeben werden muß. W enn sie selbst 
ihn sidi freikämpfen müssen, sind sie sdion auf dem 
•Wege, ihre eigentlidie gewerksdiaftlidie Aufgabe zu 
verlassen und politisdie Bewegung, „Volksfront" oder 
Staatsgewerksdiaft zu werden. Die Frage der Ein­
ordnung der Gewerksdiaften in den demokratisdien 
Staat verlangt Einsidit und Toleranz; die beklem­
mende Frage ist, ob Einsidit und Toleranz in hin- 
reidiendem  Maße für die Lösung dieser widitigen 
Aufgabe vorhanden sind.
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